
Anlage 1  
 

Hinweise zur Darstellung in der Synopse: 
 
Die linke Spalte gibt die derzeit gültige Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage der 
Gemeinde Eitorf vom 21.12.2010 wieder. Rechts finden Sie den Entwurf der 1. Änderung. 
 
 
 

 

Altfassung 
 

Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage der Gemeinde Eitorf 
(Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010 

 
 
 

§ 8 
Abscheideanlagen 

 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel- Heiz- 

oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in 
die öffentliche Abwasseranlage in entsprechende Abscheider 
einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches 
Abwasser gilt dieses jedoch nur, wenn die Gemeinde im Einzelfall 
verlangt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider 
einzuleiten und dort zu behandeln ist.  

 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der 

Gemeinde eine Vorbehandlung auf dem Grundstück des 
Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu 
betreibenden Abscheideanlage angeordnet werden, wenn der 
Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die Gemeinde 
eine Pflicht zur Vorbehandlung auslöst. 

 

Entwurf 
 

Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage der Gemeinde Eitorf 
(Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010,  

1. Änderung vom .......... 
 
 

§ 8 
Abscheide - und sonstige Vorbehandlungsanlagen  

 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der 

Gemeinde eine Vorbehandlung (Vorreinigung)  auf dem 
Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu 
errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen 
Vorbehandlungsanlage  angeordnet werden, wenn der 
Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die Gemeinde 
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(3) Die Abscheider und deren Betrieb müssen den einschlägigen 

technischen und rechtlichen Anforderungen entsprechen.  
 
 

Die Gemeinde kann darüber hinausgehende Anforderungen an 
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen, 
sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen 
Abwasseranlage erforderlich ist. 

 
 
(4) Das Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen 

Vorschriften zu entsorgen und darf der öffentlichen 
Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 

 
 
 
 
 

eine Pflicht zur Vorbehandlung nach dem sog. Trenn-Erlass vom 
26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583ff.)  auslöst. Die 
vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt auch für 
Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwas ser in 
die öffentliche Abwasseranlage einleiten.  

 
Folgender Absatz wird neu angefügt:  
 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenp rodukte 

und von Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach de n 
Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den 
Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit 
einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werde n. 

 
Aus Absatz 3 wird Absatz 4 und erhält folgende Fass ung:  
 
(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen  und 

deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen und 
rechtlichen Anforderungen entsprechen.  

 
Satz 2 – unverändert 
 
 
 

Aus Absatz 4 wird Absatz 5 und erhält folgende Fass ung:  
 
(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung 

anfallen, sind  in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen 
Vorschriften zu entsorgen und dürfen  der öffentlichen 
Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 
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§ 11 
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem 
Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, so hat er dies der 
Gemeinde anzuzeigen.  
 
Die Gemeinde verzichtet unter den Voraussetzungen des § 53 Abs. 3 a 
Satz 2 LWG NRW auf die Überlassung des verwendeten 
Niederschlagswassers. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 15 
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

 
(1) Für die Dichtheitsprüfung privater Abwasserleitungen gelten die 

Bestimmungen des § 61 a Abs. 3 bis Abs. 7 LWG NRW. Für 
welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine 
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen 
ist, ergibt sich aus § 61 a Abs. 3 bis 6 LWG NRW sowie einer 
gesonderten Satzung der Gemeinde. 

 
 
 

§ 11 
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
Satz 1 - unverändert 
 
 
 
Die Gemeinde verzichtet in diesem Fall auf die Überlassung des 
verwendeten Niederschlagswassers gemäß § 53 Abs. 3 a Satz 2 
LWG NRW, wenn die ordnungsgemäße Verwendung des 
Niederschlagswassers auf dem Grundstück sichergeste llt ist und 
ein Überlauf an die öffentliche Abwasseranlage best eht, so dass 
eine Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken durch 
Niederschlagswasser ausgeschlossen werden kann.   
 
Als Satz 3 wird folgender Satz angefügt:  
 
Ein Verzicht auf die Abwasserüberlassung kommt nach  § 53 Abs. 
3 a Satz 2 LWG NRW nur bei solchen Grundstücken in Betracht, 
die bereits an die öffentliche Abwasseranlage anges chlossen sind.  
 
 
 

§ 15 
Zustands- und Funktionsprüfung  bei privaten Abwasserleitungen 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten 

Abwasserleitungen gilt die Verordnung zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw 
NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind gemäß den  §§ 60, 
61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw N RW 
2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die 
Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalte n 
werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfül lung 
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(2) Die Dichtheitsprüfungen dürfen nur durch Sachkundige nach § 61 a 

Abs. 6 LWG NRW durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG 
NRW gegenüber der Gemeinde Eitorf. 

 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten 

Abwasserleitungen  dürfen nur durch anerkannte  Sachkundige 
durchgeführt werden. 

 
Folgende Absätze werden neu angefügt:  
 
(3) Im Erdreich oder unzugänglich verlegte private 

Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten 
Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leit ungen 
unter der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte d es 
Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Einsteigeschä chte 
oder Inspektionsöffnungen sind zu prüfen. Ausgenomm en von 
der Prüfpflicht sind Abwasserleitungen, die zur all einigen 
Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitun gen, die 
in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austr etendes 
Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt  eine 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten 
Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich au s den §§ 7 
bis 9 SüwVO Abw NRW 2013. Der Eigentümer des 
Grundstücks bzw. der Erbbauberechtigte hat private 
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach i hrer 
Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung 
unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand un d 
Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpfli cht und 
Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergebe n sich im 
Übrigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 201 3. 

 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach de n 
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§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 

1. § 7 Absatz 1 und 2  
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage 
einleitet oder einbringt, deren Einleitung oder Einbringung 

allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgefüh rt 
werden. Es gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als 
allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die  SüwVO 
Abw NRW 2013 keine abweichenden Regelungen trifft.  

 
(6) Das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung  ist in einer 

Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013  zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 
2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten Anlagen beizufüg en. 
Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Gemeinde Eitorf 
durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechti gten 
unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulege n. 

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1 996 auf 

Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden sin d, 
bedürfen keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung un d 
Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung gel tenden 
Anforderungen entsprochen haben. 

 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungsz eitpunkt 

ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Ab w NRW. 
Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfriste n kann 
die Gemeinde Eitorf nach pflichtgemäßem Ermessen im  
Einzelfall entscheiden. 

 
 
 

§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 

1. - unverändert 
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ausgeschlossen ist. 
 

2. § 7 Absatz 3 und 4 
Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus 
einleitet oder hinsichtlich der Beschaffenheit und der 
Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält oder 
das Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder 
vermischt. 
 

3. § 7 Absatz 6 
Abwasser ohne Einwilligung der Gemeinde auf anderen 
Wegen als über die Anschlussleitung eines Grundstückes in 
die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 
 

4. § 8 
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, 
Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser vor der 
Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht in 
entsprechende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht oder 
nicht ordnungsgemäß einbaut oder betreibt oder Abscheidegut 
nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen 
Vorschriften entsorgt oder Abscheidegut der öffentlichen 
Abwasseranlage zuführt. 

 
5. § 9 Absatz 2 

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 
 
6. § 9 Absatz 6 

in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- 
und das Niederschlagswasser nicht den jeweils dafür 
bestimmten Anlagen zuführt. 

 
7. § 11 

auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser 
nutzt, ohne dieses der Gemeinde angezeigt zu haben.  

 
 

2. - unverändert 
 
 
 
 
 
 

3. - unverändert 
 
 
 
 

4. - unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. - unverändert 
 
 

6. - unverändert 
 
 
 
 

7. - unverändert 
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8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4 

die Pumpenschächte oder Kontrollschächte nicht frei 
zugänglich hält oder keinen geeigneten Kontrollschacht 
einbaut. 

 
9. § 14 Absatz 1 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne 
vorherige Zustimmung der Gemeinde herstellt oder ändert. 

 
10. § 14 Absatz 3 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen 
Gebäudes nicht oder nicht rechtzeitig der Gemeinde mitteilt. 

 
11. § 15 

Abwasserleitungen nicht nach § 61 a Abs. 4 LWG NRW bei 
deren Errichtung oder Änderung oder bei bestehenden 
Abwasserleitungen bis zur der in der gesonderten Satzung  
genannten Frist auf Dichtigkeit prüfen lässt. 

 
12. § 16 Absatz 2 

der Gemeinde die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge 
nicht oder nicht rechtzeitig benennt oder auf ein 
entsprechendes Verlangen der Gemeinde hin keine oder nur 
eine unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung des 
Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des 
Abwassers erteilt. 
 

13. § 18 Absatz 2 
die Gemeinde nicht unverzüglich über die in Ziffer 1 – 5 
genannten Gegebenheiten benachrichtigt. 

 
14. § 18 Absatz 3 

die Bediensteten der Gemeinde oder die durch die Gemeinde 
Beauftragten mit Berechtigungsausweis daran hindert, zum 

 
8. - unverändert 

 
 
 
 

9. - unverändert 
 
 
 

10. - unverändert 
 
 
 

11. § 15 
die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- u nd 
Funktionsprüfung der Gemeinde entgegen § 15 Abs. 6 
Satz 3 dieser Satzung nicht vorlegt. 

 
 

12. - unverändert 
 
 
 
 
 
 
 

13. - unverändert 
 
 
 

14. - unverändert 
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Zweck der Erfüllung der gemeindlichen  
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung 
die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, oder diesem 
Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen 
auf den angeschlossenen Grundstücken gewährt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der 

öffentlichen Abwasseranlage vornimmt, Schachtabdeckungen 
oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einen 
Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen 
Abwasserkanal, einsteigt. 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit einer 

Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 
 
 

§ 23 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Entwässerungssatzung der Gemeinde Eitorf vom 24.11.1993 in der zur 
Zeit gültigen Fassung außer Kraft. 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
(2) - unverändert 
 
 
 
 
 
(3) - unverändert 
 
 
 

§ 23 
Inkrafttreten  

 
Die 1. Änderung der Satzung über die Entwässerung u nd den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage der Gem einde Eitorf 
(Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010 tritt am Tage 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 

 


